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Die zukünftigen Herausforderungen

Tätigkeitsbericht von Riccardo Illy (Friuli Venezia Giulia, I), Präsident der VRE

Das erste Jahr meiner Tätigkeit innerhalb der VRE war mit Arbeit ziemlich angefüllt. Man hatte mir gesagt, dass ich etwa fünf bis sieben Tage im Jahr veranschlagen müsste. In Wirklichkeit aber habe ich sehr viel mehr Tage investiert, und alle zu meiner großen Zufriedenheit. Zum Auftakt möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf die zukünftigen Herausforderungen  für die VRE lenken. 

EU-Erweiterung und –vertiefung

Allem voran ist die blockierte Ratifizierung des Europäischen Verfassungsvertrags zu nennen. Wir sind überzeugt, dass bis zu einer Ratifizierung den Regionen eine entscheidende Rolle in der Unterstützung der europäischen Integration und der Förderung der Erweiterung zukommt. Die Erweiterung um Rumänien und Bulgarien steht für 2007 bevor. Kroatien hat vor wenigen Wochen die Beitrittsverhandlungen aufgenommen und wird in 2008, aller Wahrscheinlichkeit nach aber in 2009 Mitglied werden. Die Verhandlungen mit der Türkei haben ebenfalls begonnen und werden sich voraussichtlich auf zehn Jahre oder mehr erstrecken. Darüber hinaus gibt es weitere Länder, wie Serbien und Montenegro und Bosnien-Herzegowina, die Assoziierungsverhandlungen mit der EU aufgenommen haben. Wir gehen davon aus, dass die Regionen die im Zusammenhang mit der Erweiterung und Vertiefung erforderlichen Änderungen in der Europäischen Union ermöglichen müssen, in der Hoffnung, dass die EU-Bürger dank einer besseren Information die Vorteile einer EU-Mitgliedschaft erkennen mögen und so der Ratifizierungsprozeß des Verfassungsvertrages schon in naher Zukunft fortgesetzt wird. Dies klar zu machen ist ebenfalls eine Aufgabe der Regionen.

Die finanzielle Vorausschau 2007-2013

Ein weiteres wichtiges Thema ist die fehlende Zustimmung zur finanziellen Vorausschau 2007-2013 der Europäischen Union. Wir haben uns beim Europäischen Rat, Europäischen Parlament und bei der EU-Kommission dafür eingesetzt, den bisherigen Anteil des BIP's zu erhöhen, um den Bedürfnissen eines erweiterten Europas Rechnung zu tragen. Wir haben zugleich an die europäischen Institutionen appelliert, diese finanziellen Mittel in umfangreichem Maße für die Kohäsion und stärker auch für die Forschung, Entwicklung und Innovation einzusetzen.

Die Lissabon-Strategie

Mit der Lissabon-Strategie handelt es sich um die richtige Strategie und sie sollte daher nicht nur von der Europäischen Kommission sondern auch von jedem Mitgliedsstaat und auch jeder Region in Erwägung gezogen werden. Jedoch erfüllen nur wenige Mitgliedsstaaten die Grundsätze der Lissabon-Strategie, die auf die Schaffung eines neuen, konkurrenzfähigen europäischen Raumes und die Förderung der Innovation von Unternehmen ausgerichtet sind. Wir fordern daher die Kommission auf, ein neues Instrument ins Leben zu rufen, die den Mitgliedsstaaten die Durchführung der Lissabon-Strategie ermöglicht und den Regionen eine aktive Rolle zukommen läßt.

Die Rolle der Bürger

Wir sind der Auffassung, dass es zwischen den Bürgern und Europa eine Kluft gibt. Wir schlagen daher vor, dass die Rolle der Bürger gegenüber Europa in Bezug auf die Mitgliedsstaaten wachsen sollte. Die EU ist ein Bund der Mitgliedsstaaten und der Bürger. Gegenwärtig sind die Mitgliedsstaaten wichtiger als die Bürger und wir glauben, dass wir die Rolle der Bürger in Europa stärken müssen.

Grössere Befugnisse für die Regionen

Als letzte Herausforderung möchte ich die Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung der Regionen an den politischen Entscheidungsprozessen in der Europäischen Union betonen. Wenn die EU auch nicht in die Entscheidungen der Mitgliedsstaaten eingreifen kann und soll, sind wir dennoch der Überzeugung, dass sie zumindest eine Empfehlung an die Mitgliedsstaaten aussprechen sollte, das Subsidiaritätsprinzip einzuhalten und den Regionen mehr Befugnisse einschliesslich gesetzgeberischer Vollmachten dort zuzugestehen, wo dies bisher noch nicht der Fall ist. Dies würde für den Aufbau eines besseren zukünftigen Europas hilfreich sein und die bestehende Kluft zwischen den Bürgern und Europa beseitigen.

Aktivitäten im abgelaufenen Jahr

Im zurückliegenden Jahr haben einige wichtige Treffen stattgefunden, z. B. eines mit Präsident Barroso am 3. März in Brüssel. Der Schwerpunkt des Gesprächs lag auf den nächsten Schritten in Bezug auf die europäische Integration, die nur durch die interregionale Zusammenarbeit und eine größere Selbständigkeit der Regionen erreicht werden kann. Darüber hinaus sprachen wir über den europäischen Verfassungsvertrag und die Notwendigkeit, den Regionen bessere Möglichkeiten zur grenzüberschreitenden und internationalen Zusammenarbeit einzuräumen. Wir haben daher auch um die unverzügliche Zustimmung zur Verordnung über den Europäischen Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit (EVGZ) ersucht. Wir sprachen über die Lissabon-Strategie und Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und haben unsererseits die Befürwortung einer größeren Liberalisierung mit Ausnahme einiger sozialer Dienstleistungen wie Gesundheitspflege und soziale Fürsorge sowie der Kultur zum Ausdruch gebracht. Weitere Themen waren Steuern, Regionalflughäfen, der strukturierte Dialog und genveränderte Organismen (GVO).

Am gleichen Tag, also am 3. März, veranstaltete die Europäische Kommission in Brüssel eine Konferenz über Kohäsion und die Lissabon-Strategie, bie der ich die VRE-Position eingebracht habe.

Im Rahmen des strukturierten Dialogs fanden am 24. Februar und 17. November Treffen statt, denen Ono Hoes, Präsident einer der VRE-Kommissionen, und Karl-Heinz Lambertz, Ministerpräsident der deutschsprachigen Gemeinschaft in Belgien, beigewohnt haben. Wir haben unsere Meinung in Bezug auf die Kohäsionspolitik, die Innovation und das neue europäische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI) vorgetragen. Obwohl ich diesen strukturierten Dialog für sehr wichtig und nützlich erachte, denke ich doch, dass zu viele Organisationen das Wort ergreifen können und die Zeit für die Unterbreitung unserer Vorschläge extrem kurz ist. Ich könnte mir daher vorstellen, den übrigen Organisationen vorzuschlagen, dass die VRE zu einem Bündnis der Interessenverbände wird, das die Bedürfnisse und Vorschläge aller europäischen Regionen, sowohl Grenz- als auch Mittelmeerregionen oder Regionen mit gesetzgeberischen Kompetenzen usw., vertritt.

Am 21. November fand eine Konferenz der Präsidenten der Regionen mit gesetzgeberischen Kompetenzen statt, bei der der Generalsekretär der VRE unsere Position vorgestellt hat. In Besançon habe ich den Feierlichkeiten zum 20-jährigen Bestehen von Eurodyssee beigewohnt. Darüber hinaus hat meine Region beschlossen, sich an dem Programm zu beteiligen. Ich bin davon überzeugt, dass Eurodyssee ein wirklich wichtiges Instrument darstellt, um das Entstehen einer europäischen Bürgerschaft zu fördern. Das Programm wird von einigen Regionen durchgeführt, die junge Arbeitnehmer austauschen und ihnen die Möglichkeit geben, ihre praktische Ausbildung in einer Region eines anderen Landes zu vervollständigen, eine andere Sprache zu sprechen und andere Kulturen kennenzulernen. Ich denke, dies ist der tiefe Geist der VRE. Ich appelliere an alle Mitglieder der VRE, sich im kommenden Jahr an Eurodyssee zu beteiligen.

Am 2. März haben wir eine Konferenz zu regionaler Demokratie in der Vojvodina (SCG) abgehalten, in der wir Bedeutung der Entwicklung der regionalen Demokratie in Südost-Europa und das Konzept starker Regionen erörtert haben. Unser Anliegen war gleichzeitig, der Vojvodina zu einem höheren Maß an Autonomie im serbisch-montenegrinischen Staatsgefüge zu verhelfen und über die sie früher verfügt hatte.

Die VRE-Sommer- und Jugendsommerschule 2005, an deren Organisationskomitee Friaul Julisch Venetien beteiligt ist, haben ebenfalls in Südost-Europa, in Mostar (Bosnien-Herzegowina) stattgefunden, einem hochsymbolischen Ort für eine solche Veranstaltung. Bei dieser Gelegnheit wurde beschlossen, die Jugend insgesamt besser in die VRE einzubinden.

Die wichtigsten Erfolge

Die wichtigste Leistung der VRE im vergangenen Jahr besteht vor allem in einem stärkeren politischen Profil. Eine verbesserte Qualität der von den VRE-Kommissionen vorbereiteten Empfehlungen und Vorschläge hatte einen direkten Einfluss auf europäische Entscheidungsprozesse wie z. B. das europäische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument, das Instrument für Heranführungshilfe, den Europäischen Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die Leitlinien für Regionalflughäfen, in denen unsere Forderung zur Ausnahme der kleinsten Flughäfen von der neuen Beihilfenregelung Eingang gefunden hat.

Wir gehen davon aus, dass wir die Zusammenarbeit mit den anderen Organisationen verbessert haben, weshalb ich vorhin den Vorschlag gemacht  habe, die VRE in ein Bündnis der Regionalvereinigungen umzuwandeln. Einige von ihnen sind bereits Mitglieder der VRE, idealerweise sollten alle Mitglied sein.

Wir haben die Rolle der Regionen in Südost-Europa gestärkt, wodurch wir einen starken Anstieg der Mitglieder aus Bosnien-Herzegowina, Kroatien und der Ukraine verzeichnet haben. Die VRE ist jetzt in der Lage dabei zu helfen, die regionale Demokratie in diesen Ländern zu stärken und sie eine stärkere Zusammenarbeit mit der Europäischen Union vorzubereiten. Außerdem haben wir konkrete Projekte durchgeführt wie z. B. gegenseitige Überprüfung (peer reviews).

Schließlich haben wir der Vision und Strategie der VRE eine neue Ausrichtung gegeben und eine Arbeitsgruppe beauftragt, die Details auszuarbeiten. Wir sind der Überzeugung, dass es nach 20 Jahren wichtig ist, die Erwartungen der Mitglieder zu überprüfen. Wir haben daher eine Umfrage unter den Mitgliedsregionen durchgeführt, an der sich ungefähr 50 % beteiligt haben. Dies ermöglicht uns nun, ihren Erwartungen  besser zu ensprechen und die Arbeit unserer Kommissionen besser zu organisieren.

Die Aussichten für die Zukunft

Wir glauben, dass wir stärker zusammenarbeiten müssen, um uns den heutigen Herausforderungen Europas stellen zu können. Ich meine damit Themen wie die Globalisierung, die Wissensgesellschaft, den demografischen Wandel, Umweltschutz, neue Bedrohungen für die Sicherheit, die Abwendung der Bürger von der Politik sowie der soziale Zerfall und die Gewalt in den Städten, wie sie uns leider im November noch in Frankreich vor Augen geführt wurde.

Wir sollten auch den Regionen der Beitrittsländer und Beitrittskandidaten stärkere Unterstützung zukommen lassen. Wir werden daher unsere Aktivitäten in Mittel- und Südost-Europa sowie der Türkei ausdehnen im Rahmen von praktischen Projekten, Mentoring sowie der Beratung sowohl von Regionen als auch Mitgliedsstaaten.

Wir werden uns aktiv in die verschiedenen Programme und Kommissionen einbringen und verlangen dasselbe von allen Mitgliedern.

Darüber hinaus sollten wir innerhalb jedes unserer Themen einen Meister ermitteln und dafür werben. Wir könnten z. B. einen Preis für die innovativsten Regionen ausschreiben, der ein klares Signal setzt und für die Prinzipien der Lissabon-Strategie sowie die Bereitschaft unserer Mitgliedsregionen, sich für sie einzusetzen, wirbt. Wir müssen auch unsere Kampagnen, Programme und Projekte besser fördern.

Abschließend hoffe ich, dass wir, gleich 2005, auch im Jahre 2006 die Anzahl der Mitglieder ausdehnen und möglicherweise Regionen wie die deutschen Bundesländer zurück gewinnen können.

Die Finanzlage der VRE

Tätigkeitsbericht von Brian Greenslade (Devon, UK), Vizepräsident Schatzmeister der VRE

Der Jahresabschluß 2004 sieht sehr viel besser aus, als dies über Jahre der Fall gewesen ist. Die Anerkennung dafür gebührt der VRE, die meines Erachtens mit ziemlich knappen Mitteln ausgestattet ist. Die Bilanz fällt sehr viel günstiger aus mit einem Endsaldo, der sich von 502.000 € auf knapp 600.000 € erhöht hat. Die bei Banken und anderweitig verfügbaren Mittel belaufen sich auf 1.060.000 €. In diesem Zusammenhang möchte ich mich bei meinem Amtsvorgänger Wilhelm Schnyder bedanken, der eine entsprechend gesunde Ausgangslage übergeben hat.

Das Aufkommen der Netto-Mitgliedsbeiträge ist ebenfalls gestiegen von 1.791.000 € auf  1.876.000 €. Ich nehme die Gelegenheit zum Anlass, unseren Freunden in der Region Elsass für ihre besondere finanzielle Unterstützung zu danken. Auch der Region Wallonien möchte ich danken für, die uns freundlicherweise sowohl Räumlichkeiten als auch Mitarbeiter zur Verfügung stellt.

Der Gesamtbetriebsgewinn ist auf 1.924.000 € gestiegen. Die Höhe der liquide verfügbaren Mittel hat uns ein Investitionseinkommen von knapp über 13.000 € eingebracht. Die Betriebsausgaben überstiegen um knapp 18.000 € die aus dem Jahr 2003, wodurch ein gesunder Überschuß von 97.000 € erwirtschaftet werden konnte. Dieser ist sechsmal höher als das kombinierte Ergebnis der beiden Vorjahre.

Ich möchte vor allem dem Sekretariat für die strikte Finanzkontrolle in der alltäglichen Budgetverwaltung danken, sowie insbesondere dem Generalsekretär und Yolande Simon, unserer Buchalterin.

2005: Grössere Präsenz und fruchtbare Ergebnisse

Tätigkeitsbericht von Klaus Klipp, Generalsekretär der VRE

Ich werde mich wie üblich auf die Fakten konzentrieren, die nicht bereits in den Kommissionsberichten oder vom Präsidenten oder den Vizepräsidenten erwähnt worden sind. Wenn wir auf das Jahr zurückblicken, kann die VRE eher stolz sein über eine Reihe von Leistungen und eine neugefundene Dynamik. Wir haben konkrete Ergebnisse vorzuweisen und können auf das echte Engagement unserer Mitglieder zählen.

Unter dem neuen Präsidenten gibt es eine neue Art, die Dinge anzugehen. Die bereits erwähnte Umfrage unter den Mitgliedern hat unser Verständnis fûr die Erwartungen unserer Mitglieder verbessert. In der Umfrage kam eine allgemeine Zufriedenheit mit der Organisation zum Ausdruck. Interessant war zu sehen, dass Mitglieder sehr an praktischen Projekten und Programmen interessiert waren. Zu den Hauptthemen zählten diejenigen in Bezug auf wirtschaftliche Entwicklung und solche im Zusammenhang mit Regionalpolitik und regionaler Subsidiarität mit einem grundsätzlichen Interesse für die Schlüssel- und Kernthemen der VRE.

Was Lobbying anbetrifft, so hatten wir sehr gute Resultate. Jede Kommission hat  erfolgreich Einfluß nehmen können auf europäische politische Initiativen. Der Präsident hat z. B. bereits das ENPI erwähnt. Wir haben konkrete Projekte, gegenseitige Überprüfungen (peer reviews) im Bereich wirtschaftliche Entwicklung in Südost-Europa und beispielsweise das Webportal für Tourismus.

Wir haben einen starken Anstieg sowohl bei der Anzahl der Veranstaltungen als auch bei den Teilnehmern zu verzeichnen. Wir haben teilweise Kommissionsveranstaltungen mit 200 Teilnehmern. In diesem Zusammenhang möchte ich mich bei den Regionen, die diese Veranstaltungen ausgerichtet haben, bedanken. Das Engagement unserer Mitglieder spiegelt sich auch darin, dass wir schon Einladungen zu künftigen Kommissionssitzungen für das nächste Jahr und darüber hinaus versandt haben.

Ich glaube, dass wir auch an Profil gewonnen haben. Für unsere führenden Politiker ist est jetzt möglich, den Präsidenten der Kommission oder auch einzelne Kommissare zu treffen. Was die Kommunikation betrifft, verfügt die VRE, dank des Präsidenten, der Anstrengungen unserer Büros und der Unterstützung unserer Mitgliedsregionen, jetzt über eine größere Medienpräsenz. Darüber hinaus haben wir einen neuen Website, der jeden Monat von vielen Besuchern angeklickt wird. Auf dem Website findet sich eine Rubrik für Mitglieder, die es gilt auszubauen. Als einen der nächsten Schritte möchten wir hier Beispiele für beste Lösungen aufnehmen oder Regionen die Möglichkeit bieten, ihr Kooperationsinteresse mit anderen Regionen zu Projekten usw. zu bekannt zu machen.

Ich möchte an dieser Stelle den drei Regionen danken, die uns Büros zur Verfügung stellen: Elsaß, Wallonien und das kleine Büro in Alba Julia in Rumänien. Wallonien stellt einen Beamten und Räumlichkeiten zur Verfügung. Alba Julia ist eine Kombination zwischen der Region Alba Julia und der Vereinigung der rumänischen Bezirksräte. Im Elsass möchte ich ganz besonders Präsident Zeller danken. Hier sind wir dieses Jahr aus unseren alten Büros in ein neues Gebäude gezogen, das von der VRE allein genutzt wird und im Zentrum von Straßburg liegt.

Ich bin auch sehr dankbar all den Regionen, die Personal abgestellt haben. Dieses Jahr arbeiten bei uns mit Vertreter der Regionen Hajdú-Bihar in Ungarn und Oberösterreich in Österreich. Darüber hinaus war eine Beamtin aus Odessa für sechs Monate zu uns abgestellt. Dies ermöglicht uns, voneinander zu lernen und das Verständnis für die Vorgänge in den Regionen auszubauen. Das ist für die einzelnen Mitarbeiter im VRE wichtig und gibt den Entsenderegionen die Möglichkeit zur Einflußnahme auf das Geschehen und für direktes Feedback.

Wir haben auch eine Jugendinitiative gestartet. Sie geht zurück auf das Jahr 1999 und eine Resolution der Kommission D. Jede Kommission hat einen Jugendvertreter und zwei gewählte Politiker, die während des gesamten Jahres zusammen arbeiten. Dies ist für die VRE ein wichtiger Schritt hin zur Einbeziehung junger Leute in die Politik.

Wir haben gesehen, dass unsere Mitgliedszahlen hochgeschnellt sind. Vor einigen Wochen war ich in der Türkei und der Präsident einer türkischen Region hat an unserer Hauptversammlung teilgenommen. Türkischen Politiker auf regionaler Ebene nehmen ihre Tätigkeit sehr ernst. Ich denke, wir werden hier Erfolg haben, um mehr von ihnen als Mitglieder zu gewinnen.

Die Mitgliederbefragung hat auch Dinge erkennen lassen, die wir bei der Kommunikation mit unseren Mitgliedern besser machen können. Wir müssen uns damit näher beschäftigen und entsprechend reagieren. Wir haben darüber hinaus die Absicht, einen Antrag auf EU-Mittel für die Jugendinitiative zu stellen.

Ich möchte Sie bitten, uns durch die Entsendung von Beamten aus ihren Regionen in die VRE-Büros stärker zu unterstützen. Eine ein- oder zweiwöchige Präsenz ermöglicht es der/dem Betreffenden, mit allen Verantwortlichen zu sprechen und einen guten Einblick in die Arbeit der VRE-Kommissionen und –Programme  sowie über die Erwartungen der Regionen zu gewinnen. Eine längere Entsendung über z. B. sechs Monate wäre natürlich vorteilhafter und würde es gestatten, eine engere Zusammenarbeit zu entwickeln. Jeder der geschäftlich in Straßburg zu tun hat, kann uns vorher anrufen, so daß wir ihm einen Raum zur Verfügung stellen.

Im nächsten Jahr werden wir voraussichtlich mehr Programme durchführen, wie z. B. die gegenseitigen Überprüfungen (peer reviews), die Mentoring-Projekte sowie insbesondere den Erfahrungsaustausch. Dies ist ein Bereich, in dem wir seit vielen Jahren tätig sind aber dem ein neuer Impuls gut zu Gesicht stünde. Wir möchten einige Strukturen entwickeln, die sicherstellen, dass diese Austausche auch tatsächlich stattfinden und genutzt werden und die Mitglieder zu ihrer Nutzung entsprechend motiviert sind.

Abschließend möchte ich zum Weißbuch über die Rolle der Regionen sagen, dass wir mit den Arbeiten dazu vor einigen Monaten begonnen haben. Wir arbeiten dabei mit den anderen interregionalen Mitgliedsorganisationen der VRE zusammen. Es war außerdem immer unser Ziel, den Ausschuß der Regionen (AdR) und andere Organisationen mit einzubinden, und ich hoffe es wird uns gelingen.

Zurückblickend glaube ich, dass sich bei der Schaffung des Ausschusses der Regionen und des Kongresses der Gemeinden und Regionen in Europa beim Europarat viele die Frage gestellt haben, ob die VRE überhaupt noch eine Rolle spielt. Ich denke, die Antwort darauf muss entschieden ja lauten! Wir sollten positiv den nächsten 20 Jahre entgegen blicken.

Regionen: Die Basis wieder in das Europäische Regieren einbinden

Tätigkeitsbericht von Peter Straub (Baden-Württemberg, D), Vorsitzender der Kommission für Institutionelle Angelegenheiten

Das Hauptaugenmerk der Kommission A (Institutionelle Angelegenheiten) lag 2005 auf der Ratifizierung des Europäischen Verfassungsvertrags und, nach den gescheiterten Referenden in Frankreich und den Niederlanden, auf den möglichen Konsequenzen des fehlgeschlagenen Verfassungsvorhabens für die Regionen. Weitere Schwerpunkte bildeten auf die neuen Vorschläge der Europäischen Union für Instrumente zur Förderung der regionalen Partnerschaft, einschließlich des Europäischen Verbundes für grenzüberschreitende Zusammenarbeit und des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments. Die Kommission hat sich darüber hinaus mit der europaweiten Förderung der Prinzipien der guten regionalen Demokratie befasst.

Europa wieder eine Basis geben

Ab 2001, stand die VRE an der Spitze einer erfolgreichen dreijährigen Kampagne zur Sicherung der Interessen der Europäischen Regionen innerhalb der Europäischen Verfassung. In den ersten Monaten des Jahres 2005, erstellte und verbreitete die VRE Informationsmaterialien, die in klaren Begriffen die Bedeutung der Verfassung für die Bürger und die Regionen erläuterte, um den Bürgern in dieser Frage eine fundierte Entscheidung zu ermöglichen.

Der Ausgang der Referenden in Frankreich und den Niederlanden führte unweigerlich zu einer Schwerpunktverlagerung in der diesbezüglichen Kommissionsarbeit. Die VRE hat das Ergebnis der Referenden bedauert und die Europäische Institutionen gedrängt, die Förderung der Europäischen Integration fortzuführen aber gleichzeitig auch die von den Bürgern geäußerten sehr realen Bedenken zu berücksichtigen. Die Ratifizierungsdebatten sowohl in Frankreich als auch den Niederlanden haben beide klar gezeigt, dass die Europäische Union es versäumt hat, mit den Bürgern wirksam über ihre Zukunftsvision zu kommunizieren, und ihnen auch nicht zugehört hat, wodurch sie ein Projekt ohne Basisunterstützung entwickelte. Den Regionen kommt jetzt bei der Herstellung der Verbindung zwischen den Bürgern und dem Europäischen Projekt eine wichtige Rolle zu: als eine der den Bürgern am nächsten stehende demokratisch gewählte Regierungsebene können sie helfen, Europa wieder mit den Bürgern zu verbinden. Als Antwort auf diese Herausforderung hat die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten begonnen, ein ‘Weißbuch’ zur Rolle der Regionen in Europa zu entwerfen. Dieses Dokument wird eine Reihe von Empfehlungen für die regionale, nationale und europäische Ebene enthalten, wie die Regionen besser in die politischen Entscheidungsprozesse integriert werden können, um zu gewährleisten, dass die europäischen Entscheidungen den Bürgern näher gebracht werden.

Starke Regionen für ein starkes Europa

Damit die Regionen in der Zukunft Europas und im anhaltenden europäischen Integrationsprozess Bedeutung erlangen, müssen sie mit adäquaten Befugnissen und Mitteln ausgestattet sein. Zur Bewertung des Regionalisierungszustands in Europa hatte Kommission A im Jahr 2003 einen Bericht über die regionalen Entwicklungen in den europäischen Ländern erstellt, der sich u. a. mit Bereichen wie Gesetzgebung, Haushalt, Fähigkeit zum Abschluss internationaler Abkommen sowie Kompetenzen beschäftigte. 2005 hat die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten mit einer Aktualisierung des Berichts begonnen, um den Veränderungen in den regionalen Strukturen in vielen europäischen Ländern Rechnung zu tragen.

Die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten berät außerdem einzelne Regionen oder Gruppen von Regionen, die die Prinzipien der regionalen Demokratie implementieren möchten. In diesem Zusammenhang organisierte die Kommission in Vojvodina (Serbien) ein Seminar mit Experten für regionale Demokratie aus ganz Europa, um die Behörden der Vojvodina darin zu beraten, wie sie die Entwicklung eines angemessenen Gesetzes- und Finanzrahmens für die regionale Demokratie in Serbien gewährleisten können. Die Veranstaltung hat dazu beigetragen, den Schlüsselakteuren sowohl innerhalb Serbiens als auch in der internationalen Gemeinschaft die wichtige Rolle bewusst zu machen, die Regionen bei der Überwindung der Schwierigkeiten der europäischen Reformländer einnehmen können.

Regionale Zusammenarbeit  - Europa von unten aufbauen

Regionale Zusammenarbeit stärkt die europäische Integration durch das Zusammenbringen von Gruppen der Zivilgesellschaft und von Bürgern, regionalen Politikern und Beamten mit ihresgleichen in ganz Europa. Durch konkrete Initiativen demonstrieren die europäischen Regionen, wie sie eine europäische Realität schaffen können, die nicht auf Institutionen und Gesetzen, sondern vielmehr auf konkreten Initiativen aufbaut. Damit diese Zusammenarbeit Erfolg hat, ist es notwendig, sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene einen angemessenen Rahmen zu schaffen. Im Jahr 2004 entwickelte die Europäische Kommission eine Reihe von Gesetzesvorschlägen zur Unterstützung der interregionalen Zusammenarbeit, darunter der Europäische Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit, das Europäische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument und das Instruments für Heranführungshilfe. Die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten war bei der Formulierung jeder dieser Vorschläge aktiv, um zu gewährleisten, dass sie die tatsächlichen Bedürfnisse der Regionen wiederspiegeln. 

Der Entwurf der Europäischen Kommission einer Verordnung über den 'Europäischen Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit' (EVGZ) schlug die Schaffung eines neuen Rechtsinstruments zur Erleichterung der grenzüberschreitenden und interregionalen Zusammenarbeit vor. Die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten hat mit den europäischen Institutionen dahingehend gearbeitet, dass dieses Instrument nicht nur, wie ursprünglich vorgeschlagen, zur Unterstützung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit genutzt werden kann, sondern auch einen Rahmen für die interregionale Kooperation bildet. Die VRE hat die europäischen Institutionen ebenfalls aufgefordert, einen Mechanismus festzulegen, der dem EVGZ ein Tätigwerden an den Außengrenzen der EU ermöglicht, da dort die größten Herausforderungen der regionalen Zusammenarbeit liegen. Die VRE hat im Februar mit dem Ausschuss für Regionalentwicklung des Europäischen Parlaments eine Anhörung zu diesen Themen durchgeführt. Die erfolgreiche Beratung hat ihren Niederschlag sowohl in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments als auch in der überarbeiteten Verordnung der Europäischen Kommission gefunden.

Die Europäische Kommission hat auch einen Vorschlag für ein Förderprogramm für die Zusammenarbeit mit Regionen der EU Anrainerstaaten entwickelt. Während der Vorschlag für das neue Europäische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI) ein nützliches neues Instrument für die grenzüberschreitende Kooperation zwischen Regionen an den Grenzen der EU bietet, hat er wenig getan, um die interregionale Zusammenarbeit mit Regionen in anderen Teilen der Europäischen Union zu fördern, die auch große  fachliche Kompetenz mit ihren Kollegen in den Nachbarstaaten austauschen können. Die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten hat zu ebendiesem Punkt ein Positionspapier erarbeit und an das Europäische Parlament gesandt. Die Kommission hat ebenfalls den Mitberichterstatter im Parlament bei der Vorbereitung seines Berichts beraten. Viele der VRE-Empfehlungen hinsichtlich der Berücksichtigung der interregionalen Zusammenarbeit wurden direkt in den Bericht eingearbeitet.

Die Kommission war auch in der konkreten Unterstützung für regionale Kooperationsprojekte insbesondere im Zusammenhang mit den Regionen Südosteuropas aktiv. Sie hat ein Pilotprojekt zur gegenseitigen Überprüfung (peer review) im Bereich regionale Wirtschaftsentwicklung in Südosteuropa lanciert, das aus Wirtschaftsentwicklungsexperten gebildeten multinationalen Bewertungsteams Studienreisen in südosteuropäische Regionen ermöglicht und hinsichtlich der Verbesserung der regionalen Wirtschaftsentwicklungspolitiken und -praktiken beraten wird. Dies soll schließlich in der Erarbeitung eines Leitfadens für regionale gegenseitige Überprüfungen auf CD-Rom führen.

Die Zukunftsaussichten

2005 war ein wichtiges Jahr für die Förderung der Rolle der Regionen in Europa, wodurch ihr Stellung in der Zukunft des europäischen Projekts gesichert wurde. 2006 wird die VRE durch die Erarbeitung und Veröffentlichung des Weißbuchs und durch die Veranstaltung einer Diskussionsreihe über die Bürger und Europa in den Jugendparlamenten der Mitgliedsregionen weiterhin für die Idee eines in den Regionen verankerten Europas eintreten. 2006 werden wir auch den 10. Jahrestag der VRE-Regionalismus-Erklärung begehen, jenes Schlüsseldokumentes, das den Rahmen für die erfolgreiche Entwicklung der regionalen Demokratie in Europa bildet. Die Kommission wird über das ganze Jahr verteilt eine Reihe von Aktivitäten zur Förderung der regionalen Demokratie entwickeln, insbesondere die Einrichtung eines Webportals zum Regionalismus.

Die Regionen sind für die Bewältigung der aktuellen Krise des Europäischen Regierens ausschlaggebend. Sie können Europa den Bedürfnissen und Erwartungen der Bürger annähern. Gleichzeitig können sie ein gemeinsames europäisches Projekt aufbauen, das auf die konkrete Zusammenarbeit zwischen den Bürgern und den Regionen gründet. Die Kommission für Institutionelle Angelegenheiten wird in ihrer zukünftigen Arbeit weiterhin ihre Grundüberzeugung von einem in den Regionen und ihren Bürgern verankerten Europa vorantreiben. 

Die VRE möchte den Regionen Baden-Württemberg (D), Burgund (F), Dubrovnik-Neretva (HR), Odessa (UKR), Vojvodina (SCG) und Wallonien (B) für die Durchführung der Konferenzen, Arbeitsgruppen und Seminare  2005 der Kommission für Institutionelle Angelegenheiten danken.

Gesundheit und sozialen Zusammenhalt in Europas Mittelpunkt rücken: Die Regionen nehmen die Probleme der Bürger in Angriff
Tätigkeitsbericht von Stig-Erik Westmark (Västmanland), Präsident der Kommission der VRE „Sozialer Zusammen​halt, Soziales und Öffentliches Gesundheitswesen“

2005 war ein Jahr der Besinnung für Europa, aber es bot auch die Gelegenheit, dem Europäischen Prozess einen neuen Impuls zu geben und politische Strategien zu verabschieden, die mit den Erwartungen der Bürger überein​stimmen. Die Mitgliedsregionen der Kommission der VRE „Sozialer Zusammenhalt, Soziales und Öffentliches Gesundheitswesen“ haben einen direkten Ansatz als Antwort auf diese Bedenken und zur Sicherstellung eines stabilen und sicheren Umfelds gewählt, in dem die Europäer vorankommen und sich entfalten können. Im Laufe des Jahres 2005 hat die Kommission aktiv an europäischen und nationalen Debatten teilgenommen zur Zukunft des Europäischen Sozialmodells, zu Gesundheits- und Sozialdienstleistungen und zur Notwendigkeit, den Herausforderungen und Chancen des demografischen Wandels zu begegnen. Die Mitgliedsregionen arbeiteten auch gemeinsam an konkreten Politiken zur Förderung des gesunden und aktiven Alterns, der Ausgestaltung von maßgeschneiderten Betreuungsangeboten für junge Menschen sowie der Prävention von Alkohol- und Drogenmissbrauch.

Die Regionen stellen den sozialen Zusammenhalt in Europa in den Mittelpunkt

Die Halbzeitbewertung der Lissabon-Strategie der EU zu Beginn des Jahres zeigte, dass der Fortschritt im Hin​blick auf die Erreichung des Ziels, Europa bis 2010 zur dynamischsten wissensbasierten Wirtschaft zu machen, nicht zufriedenstellend war. Europa müsse daher seine Wirtschaftsstrategie ändern, um Wachstum und Wohlstand zu erreichen. Mit der überarbeiteten Strategie wurde versucht, konkretere und erreichbare Ziele zu formulieren, wobei dem Bereich Wirtschaft Priorität eingeräumt wurde. Die VRE brachte sofort ihre Bedenken über einen eingleisigen, auf die wirtschaftliche Entwicklung ausgerichteten Ansatz zum Ausdruck und betonte, dass Europa ein Gleichgewicht zwischen seiner Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik herstellen müsse, wenn es eine nachhaltige Entwicklung und Wohlstand erreichen wolle. Ein hohes Gesundheitsniveau und anspruchsvolle sozi​ale Standards bilden das Rückgrat der wirtschaftlichen Entwicklung, da sie zu einem Gefühl der Stabilität und Sicherheit beitragen und die notwendigen Bedingungen für Wirtschaftswachstum schaffen. Die VRE bekräftigte, dass,  wenn diese Strategie erfolgreich sein solle, der soziale Zusammenhalt im Mittelpunkt der Lissabon-Strategie verbleiben  müsse.

Debatte über das Europäische Sozialmodell

Die Ergebnisse der Referenden in Frankreich und den Niederlanden über den Entwurf eines Verfassungsvertrages  für Europa zeigten nicht nur einen Mangel an Kommunikation zwischen Europa und seinen Bürgern, sondern auch einen tiefer liegenden Mangel an Vertrauen in die Europäische Politik und deren zukünftiger Aus​richtung. Die VRE hat beschlossen, auf diese Ergebnisse proaktiv zu reagieren und sich mit der von den Bürgern geäußerten Kritik auseinander zu setzen.
Die Kommission B hat in dem Versuch, ein besseres Verständnis dessen zu errei​chen, was das Konzept des Europäischen Sozialmodells bedeutet, eine Konferenz zum Blickwinkel der Regionen auf die Zukunft des Modells organi​siert, bei der auch Möglichkeiten zu seiner Verbesserung behandelt wurden. Unser Hauptziel war es, die Debatte aus dem negativen Klima herauszuführen, das entstanden war nachdem die Lissabon-Strategie überarbeitet und Frankreich und die Niederlande mit „Nein“ gestimmt hatten,  und eine ehrli​che und engagierte Debatte darüber zu führen, wie für unsere Bürger ein hohes Niveau an Gesundheits- und Sozialstandards sichergestellt werden kann. Wir kamen zu dem Schluss, dass es europaweit verschiedene Sozial​modelle gibt,  und dass diese Vielfalt zur Geltung gebracht und unterstützt werden muss. Jedoch fußen all unsere Sozial​modelle auf bestimmten Grundwerten und -prinzipien, und die Regionen setzen sich dafür ein, diese ihren Bürgern zu erhalten: soziale Gerechtigkeit, Solidarität, Gleichstellung von Frauen und Männern, gleicher und univer​seller Zugang zu Bildung, Gesundheits- und Sozialdienstleistungen, sozialer Zusammenhalt und Chancengleich​heit für alle gesellschaftlichen Gruppierungen. Unsere zukünftige Arbeit wird darauf gerichtet sein zu gewährleisten, dass diese Grundsätze durch unsere Politik beachtet und umgesetzt werden. 
Gesundheits- und Sozialdienstleistungen: Grundrecht oder schnell wachsende Wirtschaftsberei​che?
Die Kommission B hat weiterhin innovative politische Ansätze bei der Modernisierung der Gesundheits- und Sozialdienstleistungen überprüft und dabei gleichzeitig darauf geachtet, dass dem öffentlichen Interesse gedient ist. In unseren Debatten stand die durch die Europäische Union vorgeschlagene Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt im Mittelpunkt. Die Regionen haben übereinstimmend die Bedeutung von Gesundheits- und Sozialdienstleistungen für die Wirtschaft und für Wachstum verkündet. Das bedeutet jedoch nicht automatisch, dass diese Dienstleistungen wahllos den Wirtschafts- und Marktkräften unterworfen werden sollen. Die VRE hat aktiv die Herausnahme der Gesundheits- und Sozialdienstleistungen aus dem Geltungsbereich dieses Richtlinien​entwurfs gefordert,  und unsere Anstrengungen wurden zum Teil belohnt: Das Europäische Parlament verlangt in seinem Entwurf einer Stellungnahme, dass Gesundheitsdienstleistungen nicht mit in die Richtlinie aufgenommen werden. Wir werden unsere Kampagne fortsetzen um sicherzustellen, dass auch Sozialdienstleistungen vom Geltungsbereich der Richtlinie ausgenommen werden. Wir haben den Eindruck, dass diese Dienstleistungs​bereiche als Grundpfeiler des Europäischen Wirtschaftsprojekts und nicht einfach als Waren behandelt werden müssen.

Die Regionen führten auch einen Austausch über beste Praktiken bei der Verbesserung der Organisation und der Erbringung von Gesundheits- und Sozialdienstleistungen. Eine Debatte, die sich nur damit befasst, ob diese Dienstleistungen als rein wirtschaftlich oder nicht-wirtschaftlich, als öffentlich oder privat einzustufen sind, erschien uns zu eingeschränkt.  Daher haben wir darüber diskutiert, wie Regio​nen ihre Verwaltung auf dem Gebiet Gesundheit und Soziales neu organisieren können, um die Effizienz zu steigern und darüber, wie das Ehrenamt als Partner bei der Erbringung von Sozialdienst​leistungen gefördert werden kann. Auch haben wir eine Initiative ins Leben gerufen, durch die die regionalen Kompetenzen in diesen Berreichen europaweit aufgezeigt und die unterschiedlichen Arten, wie diese Dienst​leistungen verwaltet und erbracht werden können, der breiten Öffentlichkeit präsentiert werden sollen.

Demografischer Wandel bedeutet nicht nur Herausforderungen für die Regionen, sondern auch Chancen

Die Auswirkungen des demografischen Wandels auf unser Gesundheits- und Sozialsystem sowie auf den Arbeitsmarkt und die Wirtschaft im allgemeinen waren einer der Hauptschwerpunkte der Arbeit unserer Kom​mission im Jahr 2005. Da Europa schnell altert und die Geburtenraten niedrig sind, müssen wir eine neue Politik entwickeln, um uns mit den Ursachen dieses Phänomens zu befassen und die Nachhaltigkeit unserer Wirtschafts- und Sozialsysteme sicherzustellen. Die Regionen unterstützen eine flexible, an den Lebensphasen orientierte und auf die Familie ausgerichtete Politik, bei der die Gleichstellung von Frauen und Männern gefördert wird. Wir müssen uns für eine bessere Eingliederung von älteren Menschen einsetzen, da diese mit ihrem Erfahrungsschatz zu unserer Gesellschaft beitragen können. Die Mitgliedsregionen haben schon seit langem ein Kooperationsnetzwerk, ALIVE, aufgebaut, dessen Ziel das Herausarbeiten innovativer Lösungen für ein aktives Altern ist. Wir sollten unsere Jugendpolitik dadurch stärken, dass wir direkt mit den jungen Men​schen sprechen und sicherstellen, dass sie gut gerüstet in den Arbeitsmarkt eintreten. Und wir müssen auch alter​native Lösungen suchen, um gegen die demografische Lücke anzugehen, insbesondere,  indem wir eine positive Haltung zur Frage der Immigration entwickeln. In all den genannten Bereichen können die Regionen eine führende Rolle übernehmen, indem sie die wichtigsten Interessenvertreter zusammenführen und gemeinsame Vorstellungen entwickeln.

Prävention von Alkohol- und Drogenmissbrauch

2005 wurde eine neue Initiative zur Vorbeugung von Alkohol- und Drogenmissbrauch ins Leben gerufen. Die Kommission B hat ein Seminar zu diesem Thema organisiert, um entsprechendes  Bewusstsein bei den Regionen zu wecken. Darüberhinaus hat sie eine Arbeitsgruppe gegründet, um eine wirksame Politik zur Prävention von alkoholbedingten Gesundheitsschäden zu entwickeln. Alkohol und Drogen können allerdings nicht nur denjenigen schädigen, der sie zu sich nimmt, sondern auch die Gesellschaft als Ganzes, da sie Auswirkungen haben auf die Gesundheits- und Sozial​fürsorge sowie auf die Strafgerichtsbarkeit. Bestehende Präventionsstrategien sind zu fragmentiert, da verschiedene Regierungen und Organisationen eigene Initiativen ins Leben rufen. Da die Menschen immer mobiler werden, werden die Auswirkungen einzelner Strategien untergraben und es besteht das Bedürfnis nach einem koordinierten Vorgehen. Die Mitgliedsregionen tauschen ihr Wissen und ihre Erfahrung bei der Präventionspolitik aus und kooperieren bei der Entwicklung einer gemeinsamen Europäischen Strategie.
Zukunftsperspektiven

2006 wird unsere Kommission ihre Tätigkeit in den genannten Bereichen fortsetzen. Wir werden weiterhin innovative Lösungen für die Gestaltung und Erbringung von Gesundheits- und Sozialdienst​leistungen entwickeln. Insbesondere werden wir ein Seminar über e-Gesundheit organisieren, um das Bewusst​sein über die neuen verfügbaren Technologien und darüber, wie diese an die Bedürfnisse der Regionen angepasst werden können, zu wecken. Es wird auch ein Netzwerk gegründet, das sich darauf konzentrieren soll, wie Jugendbetreuungsangebote europaweit organisiert sind und um zu untersuchen, wie eine bessere Nutzerorientierung erreicht werden kann. Schließlich werden wir weiterhin über die verschiedenen Bedrohungen für den Gesundheits- und Sozialbereich aufklären, denen sich die Regionen gegenübersehen. Unser Ziel ist es, einen Beitrag zu leisten zur Schaffung eines integrierten, zusammenhängenden und wirtschaftlich sowie ökologisch nachhaltigen Europas.
Die VRE bedankt sich bei den Regionen Västmanland (S) und Noord-Brabant (NL) für die Ausrichtung der Sitzungen und Seminare der Kommission „Sozialer Zusammenhalt, Soziales und Öffentliches Gesundheits​wesen“ im Jahr 2005.
Hin zu einer nachhaltigen und solidarischen Territorial-Entwicklung : die Regionen machen sich auf für ein Europa, das den Erwartungen der Bürger entspricht

Von Onno Hoes (Noord-Brabant, NL), Vorsitzender der Kommission “Regionalpolitik“

Ist der Traum Europas ausgeträumt? In der heutigen Zeit der wirtschaftlichen Stagnation und der sozio-ökonomischen Unsicherheit in zahlreichen Mitgliedstaaten der EU fällt es den Gemeinschaftsinstitutionen ebenso wie den europäischen Staaten schwer, der Bevölkerung Zuversicht in die Zukunft zu vermitteln. Angesichts dieser Schwierigkeiten ist ein gemeinsamer Einsatz von entscheidender Bedeutung, auf allen Entscheidungsebenen, in allen Branchen und Bereichen, seitens der Privatwirtschaft wie auch der öffentlichen Hand, für eine harmonischere, nachhaltigere territoriale Entwicklung, die allen Menschen Wohlstand und Lebensqualität bringen kann. Unsere Regionen haben bei der Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Attraktivität eine große Rolle zu spielen, aber auch beim Umweltschutz, ihrer besseren verkehrstechnischen Anbindung und bei der Schaffung eines besseren Umfeldes für ihre gesamte Bevölkerung. Diese Ziele stehen im Zentrum der Arbeit der Kommission C.

Die Kohäsionspolitik bleibt weiterhin eine Priorität, und der Kern der diesjährigen Tätigkeit der Kommission C bestand darin, sich für eine starke, sinnvoll finanzierte, dezentralisierte Kohäsionspolitik einzusetzen, die die Stärken und Schwächen einer jeden europäischen Region angemessen berücksichtigt. Onno HOES, Präsident der Kommission C, und Klaus KLIPP, Generalsekretär der VRE, haben die für die Regionalpolitik der EU zuständige Kommissarin Danuta HÜBNER getroffen und ihr die Meinung der Regionen übermittelt, ausgehend von der Erklärung über die Zukunft der Kohäsionspolitik, die in Eger, Heves-H (Oktober 2004) verabschiedet wurde. Sie haben dabei insbesondere ihre Vorbehalte ausgesprochen bezüglich der begrenzten Zahl an Prioritäten im Rahmen des Ziels der Wettbewerbsfähigkeit und der niedrigen Priorität, die der interregionalen Dimension der Zusammenarbeit einräumt wurde. In diesem Zusammenhang haben sie auch ihr Bedauern über den Verlust des INTERREG Gütesiegels ausgesprochen. Ebenso äußerten sie gegenüber der EU-Kommissarin ihre Sorge angesichts der Schwierigkeiten des Rates, den Haushalt 2007-2013 zu verabschieden; Sorgen, die sich als begründet erwiesen, da beim nachfolgenden Gipfel keine Einigung diesbezüglich erzielt werden konnte. Die Teilnahme von Präsident Illy an der EU-Konferenz über Kohäsion, am 3. März dieses Jahres, ermöglichte es, diese Ansichten erneut allen europäischen und nationalen Entscheidungsträgern zu übermitteln. Die Kommission C hat weiterhin die Schwierigkeiten und Fortschritte bei der Verwaltung der Strukturfonds analysiert, jedoch zugleich auch auf die strategischen Orientierungen reagiert, die von der EU-Kommission im Juli veröffentlicht wurden. Zwar erachtet die Kommission sie insgesamt als zur Förderung der neuen Ziele der Strategie von Lissabon geeignet, jedoch zielen sie zuwenig auf die territoriale Kohäsion und die nachhaltige Entwicklung in allen europäischen Regionen ab, obwohl dies das Grundprinzip der Kohäsionspolitik sein sollte.

Die ländlichen Gebiete sind von der neuen Kohäsionspolitik der EU besonders betroffen, ebenso wie von dem jüngst eingerichteten Europäischen Landwirtschaftsfonds für die ländliche Entwicklung, der von nun an die Grundlage der EU-Politik für den ländlichen Raum darstellen soll und dabei eher dem Ansatz einer Gleichstellungspolitik folgt als einen Zusatz zur GAP zu bilden. In diesem Zusammenhang hat die Kommission C in Exeter, Devon-UK, am 19. und 20. Oktober, eine große Konferenz über die Rolle der ländlichen Gebiete in der Strategie von Lissabon veranstaltet. Bei dieser Gelegenheit haben die Regionen die Notwendigkeit betont, die Interessen der Umwelt, der Landwirtschaft und der Gesellschaft wieder mehr in Einklang zu bringen. Sie forderten eine klare integrierte Strategie zur Entwicklung der ländlichen Gebiete und bedauern die unzureichende Koordinierung mit anderen EU-Politiken. Aus diesem Grund hat die Kommission C dieses Jahr ihre Kampagne zur Förderung und zur Erhaltung der traditionellen und der Bio-Landwirtschaft in Europa fortgeführt, insbesondere durch eine Konferenz am 17. Mai im Europa-Parlament in Brüssel, über die Koexistenz verschiedener landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsmethoden. Das Thema wurde sehr engagiert diskutiert und die Konferenz hat erneut die Notwendigkeit eines entsprechenden Gesetzestextes auf EU-Ebene deutlich gemacht. Die Kommission C vertritt nach wie vor die Ansicht, dass es den Regionen überlassen sein sollte, zu entscheiden, welche Art der Landwirtschaft sie auf ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet fördern und unterstützen wollen.

Die Versammlung der Regionen Europas hat sich über ihre Kommission C zum Ziel gesetzt, das Recht der Regionen auf die Entwicklung ihrer eigenen Strategien zur territorialen Entwicklung zu verteidigen, auf der Grundlage ihrer unterschiedlichen Stärken, die sie am besten selbst einschätzen können. Deshalb hat die Kommission C auch mit großem Nachdruck auf den Richtlinienentwurf zum regionalen Luftverkehr reagiert, der darauf abzielt, die staatlichen Beihilfen für regionale Flughäfen und Fluglinien zu reglementieren, insbesondere ihre Anschubfinanzierung. Zwar scheint eine Stellungnahme der EU in diesem Bereich angebracht, jedoch ist entscheidend, dass dabei flexible und gerechte Regelungen vorgesehen werden, damit die Regionalflughäfen, deren Infrastruktur und menschliche Ressourcen erheblich eingeschränkter sind als die der größeren Flughäfen, sich weiterhin angemessen entwickeln können. Die Kommission C hat zu diesem Thema mit dem neu geschaffenen Verband der europäischen Regionalflughäfen in einem konstruktiven Gedankenaustausch zusammengearbeitet, der schließlich in einer ausführlichen Stellungnahme mündete, die dem Büro des europäischen Verkehrskommissars Barrot zugeleitet wurde. Eine gute Verkehrsanbindung der Regionen ist eine wichtige Voraussetzung für ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Daher engagiert sich die Kommission weiterhin für alle regionalen Verkehrsmittel, sei es Schienen- oder Luftverkehr.

Insbesondere im Bereich des Fremdenverkehrs wurde die regionale Anbindung ausführlich im Rahmen eines Seminars zum saisonalen Charakter dieses Wirtschaftszweiges behandelt, das in Åre, Jämtland-S, stattfand. Regionalflughäfen und Low-Cost-Fluglinien spielen eine entscheidende Rolle für die Entwicklung des Tourismus in der Nebensaison. Während dieses Seminars haben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Reihe von Instrumente beschrieben, mit denen die aus dem saisonalen Geschäft entstehenden Probleme überwunden werden können, und haben die Bedeutung der interregionalen Zusammenarbeit und des Austauschs von guten Lösungen betont, um einen nachhaltigen und qualitativ hochwertigen Tourismus zu fördern. In diesem Sinne wurde ebenfalls dieses Jahr auf Initiative der Arbeitsgruppe „Tourismus und Umwelt“ der Kommission C mit der Arbeit an einem Internet-Portal über nachhaltigen Tourismus begonnen. Mit Hilfe dieses Portals sollen Beispiele für bewährte Praktiken ausgetauscht und den Regionen durch interaktiven Informationsaustausch die Zusammenarbeit ermöglicht werden. Das Portal, auf dem inzwischen 13 Partnerregionen vertreten sind, wurde während der ersten Plenarsitzung der Kommission C auf den Azoren vorgestellt. Da nachhaltiger Tourismus auch mit Umweltschutz einher gehen sollte, hat die Kommission C seit Ende 2004 die Federführung bei der Entwicklung eines Gütesiegels „Nachhaltige Entwicklung“ übernommen, das unter dem Namen „Village + Touring Nature“ verschiedene touristische Zielorte auszeichnen soll.

Die nachhaltige Entwicklung ist somit ein integrierter Bestandteil des Engagements aller Mitglieder der Kommission C für die Förderung des regionalen Wachstums und zur Reaktion auf die doppelte Herausforderung der territorialen Ungleichheit und der ökologischen Risiken. Die in diesem Jahr dramatisch gestiegenen Erdöl- und Gaspreise haben zu dem gesteigerten, aber immer noch unzureichenden Bewußtsein geführt, dass ein neuer Denkansatz für die Energieversorgung gefunden werden muss. Die Regionen spielen hierbei eine wichtige Rolle, was den Teilnehmern an einem Seminar der Kommission C am 1. und 2. Juli in Porjus, Norrbotten-S am Beispiel von Pilotregionen wie Niedersachsen und Norrbotten eindrucksvoll vorgeführt wurde. Zwei Tage lang haben Regionalvertreter, Experten, Akademiker und Vertreter der Privatwirtschaft über erneuerbare Energiequellen und über die Möglichkeiten zur Entwicklung einer nachhaltigeren und effizienteren Energiepolitik diskutiert. Aus diesem Seminar ging eine Arbeitsgruppe über Forschung und Energie, unter der Leitung von Niedersachsen, hervor.

Im kommenden Jahr wird Kommission C sich mit Fragen der Forschung und Entwicklung sowie der erneuerbaren Energien beschäftigen, aber auch mit allgemeinen Aspekten der wirtschaftlichen Entwicklung unterstützt durch Exzellenzzentren und öffentlich-private Partnerschaften. Zu diesem Zweck wurde eine Arbeitsgruppe für wirtschaftliche Entwicklung eingerichtet. Indem die Versammlung der Regionen Europas den Regionen das Bewusstsein vermittelt, welche Einflussmöglichkeiten sie auf Situationen haben, die ihrer Bevölkerung manchmal Schwierigkeiten bereiten, und indem sie sie u. a. durch den Austausch von Information und guten Lösungen zu Innovation und Vorausschau ermutigt, will sie ihren Beitrag zu einer der großen Herausforderung unserer Zeit leisten, nämlich der Verknüpfung der politischen Ideale eines geeinten Europas mit der Überwindung der sozio-ökonomischen Schwierigkeiten, die dieses Europa derzeit erlebt.

Europa nach den Prinzipien von Vielfalt und regionaler Kompetenz weiterentwickeln

Tätigkeitsbericht von Johanna Mikl-Leitner (Niederösterreich, A), Vorsitzende der Kommission „Kultur, Erziehung & Bildung, Jugend, Medien und Informationstechnologie, Sport“

Wollte man für die Fortschritte der Arbeit der Kommission im Jahr 2005 ein Bild aus der Welt des Radsports bemühen, so würde dies so aussehen: eine lange Etappe konnte erfolgreich abgeschlossen werden und bei einer entscheidenden Zwischenetappe befindet sich die VRE im Endspurt.

Einerseits wurden mit der Verabschiedung des „Übereinkommens zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ bei der UNESCO-Generalkonferenz im Oktober die langjährigen Bemühungen der VRE um eine politische Behandlung des Prinzips der kulturellen Vielfalt und den internationalen Schutz kultureller Dienstleistungen von Erfolg gekrönt. Andererseits werden die Verhandlungen um die EU-Dienstleistungsrichtlinie, die sich dieses Jahr hauptsächlich auf das Europäische Parlament und seine Ausschüsse konzentrierten, in Bälde in die entscheidende Phase treten.

Bewahrung von Kompetenzen in der Kulturpolitik durch die Internationale Konvention zum Schutz der kulturellen Vielfalt 

Ausgehend unter anderem von der „Erklärung zum Regionalismus in Europa“ der VRE aus dem Jahr 1996, die die Bedeutung der Regionen für die Unterstützung der kulturellen Vielfalt in Europa feststellt, hat sich die Kommission D in den vergangenen Jahren, nicht zuletzt mit tatkräftiger Unterstützung der Region Quebec, für diese Konvention stark gemacht. In diesem Zusammenhang besonders hervorzuheben gilt es die Brixener Erklärung (2002) – bei der 2. Konferenz der europäischen Regionalminister für Kultur und Bildung in Brixen/Bressanone einstimmig verabschiedet – in der sich die Minister für ein internationales Abkommen zum „Schutz der Vielfalt von Bildung, Kultur und Medien (…), das der regionalen Dimension Rechnung trägt“ ausgesprochen haben.
Bei der 33. UNESCO-Generalkonferenz am 20. Oktober 2005 in Paris wurde schliesslich mit überwältigender Mehrheit (148 Stimmen, 2 Gegenstimmen, 4 Enthaltungen) die Konvention zur kulturellen Vielfalt verabschiedet, die drei Monate nach Eingang der 30. Ratifikationsurkunde bei der UNESCO in Kraft treten wird.

Das Übereinkommen stellt einen wichtigen Meilenstein in der Absicherung nationalstaatlicher Kompetenzen bei Kulturpolitik und öffentlicher Kulturförderung dar. Das Recht eines jeden Staates, regulatorische und finanzielle Massnahmen zum Schutz der Vielfalt der kulturellen Ausdrucksformen auf seinem Territorium zu ergreifen aber auch die Besonderheit von kulturellen Gütern und Dienstleistungen werden dadurch anerkannt.

Auch wenn die Konvention kulturelle Aktivitäten, Güter und Dienstleistungen vor einer Nivellierung und Standardisierung schützen soll und Artikel 20 ihr das gleiche juristische Gewicht wie bilaterale Verträge und Beschlüsse der Welthandelsorganisation (WTO) verleiht, so könnten gegenläufige WTO-Beschlüsse aufgrund fehlender eindeutiger Klärungsinstanzen zu einer Pattsituation führen. Die Kommission D erkennt dieses Gefahrenpotenzial und nimmt es zum Anlass, sich auch weiterhin für eine umfangreiche gesetzliche Absicherung kultureller Diversität auf allen politischen Ebenen einzusetzen.

Regionale Kompetenzen im Kultur- und Bildungsbereich sichern und deren Sonderstellung gewährleisten

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie zählt zu den politischen Schwerpunkten der VRE. Nach ihrer Behandlung dieses Jahr in den einzelnen Ausschüssen des Europäischen Parlaments (EP) erfolgt voraussichtlich Mitte Januar 2006 eine Abstimmung über den Entwurf der Richtlinie durch die Vollversammlung des Parlaments. In diesem Zusammenhang begrüsst Kommission D die Stellungnahme des EP-Auschusses „Kultur und Bildung“ vom 11. Mai 2005 und insbesondere den darin enthaltenen Änderungsantrag 8, der eine Herausnahme von kulturellen und Bildungsdienstleistungen aus dem Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie fordert. 

Die einzelnen Stellungnahmen der mit der Dienstleistungsrichtlinie befassten EP-Ausschüsse wurden in einem Bericht zusammengefasst und im federführenden EP-Ausschuss „Binnenmarkt und Verbraucherschutz“ Ende November behandelt. Einige Tendenzen lassen erkennen, dass man Forderungen der VRE – Herausnahme kultureller, Bildungs- und audiovisueller Dienstleistungen aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie und keine Einschränkung der regionalen Kompetenz bei diesen Bereichen – nachkommt und entsprechen wird. Bis zur abschliessenden Behandlung der EU-Dienstleistungsrichtlinie durch die Vollversammlung des Europäischen Parlaments wird die VRE ihren Forderungen verstärkten Nachdruck verleihen und in ihren Forderungen nicht nachlassen.

Nicht nur die EU-Dienstleistungsrichtlinie stellt einen massiven Eingriff in eine eigenständige Kulturpolitik der europäischen Regionen dar, auch der „Aktionsplan für stattliche Beihilfen“ wird hier Wirkungen entfalten. Kommission D hat hier wiederholt darauf aufmerksam gemacht, dass die Gefahr besteht, Kulturwirtschaft dem Primat des Wettbewerbs zu unterwerfen und damit auch die weitreichende Kompetenz der Regionen in der Kulturpolitik zu schmälern. Die VRE wird hier weiter dafür eintreten, dass die positiven Effekte einer weitergehenden europäischen Einigung nicht auf Kosten der regionalen Kompetenzen im Kulturbereich gehen.

Die VRE hat es sich im Kulturbereich zum Ziel gesetzt, nicht nur für die Aufrechterhaltung der regionalen Kompetenz mit Entschiedenheit einzutreten, sondern auch dafür zu kämpfen, dass bisherige Errungenschaften beim Kulturprogramm der Europäischen Union erhalten bleiben. So erscheint es paradox, dass im Programm „Kultur 2007“ keine Übersetzungen fremdsprachiger Literatur gefördert wird, aber im letzten Jahr die EU um 10 neue Mitgliedsstaaten und zahlreiche neue Sprachen gewachsen ist. Ebenso ist die Herausnahme des kulturellen Erbes aus dem Förderspektrums des Kulturprogramms unverständlich, insbesondere vor dem Hintergrund der Bedrohungen des reichhaltigen kulturellen (baulichen) Erbes in den osteuropäischen Staaten. Kommission D hat hier bereits Aktionen gesetzt und wird gegenüber der Europäischen Kommission weiter auf eine Änderung des Kulturprogrammes drängen.

Die Medienvielfalt in Europa zum Wohle der Bürger Europas schützen und entwickeln

Die aktuellen Tendenzen im Medienbereich wie die Herausbildung von Medienoligopolen in Europa und die damit verbundene Gefährdung der Informationsfreiheit und –zugänglichkeit, der regionalen Demokratie und des Jugendschutzes machen deutlich, wie wichtig eine Behandlung dieses Themas innerhalb der VRE ist. Daneben sind durch die gegenwärtige Überarbeitung der zuletzt im Jahr 1997 abgeänderten Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ (97/36/EG), die vor allem in den gewaltigen technologischen Neuerungen der letzten Jahre gründet, auch Implikationen in folgenden Bereichen zu erwarten: Rechtsprechungskompetenz in Bezug auf Fernsehsendungen, Förderung der Produktion und des Vertriebs europäischer Werke, Fernsehwerbung und Sponsoring, Jugendschutz und Zugang der Zuschauer zu (sportlichen) Grossereignissen.

Vor diesem Hintergrund kam es im Herbst diesen Jahres zur Wiedereinsetzung des Unterausschusses « Medien » innerhalb der Kommission D. Er wird die Trends im Medien- und audiovisuellen Bereich sehr wachsam beobachten und eine politische Initiative der VRE zum Schutz der Medienfreiheit und kulturellen Vielfalt sowie der Jugend vorbereiten.

Die Stellung der Jugend in der Gesellschaft stärken 

Unser Hauptaugenmerk war in der Kommission D allerdings im zurückliegenden Jahr die Jugend mit mehreren Schwerpunkten:

· Die Interregionale Europäische Konferenz „Förderung der beruflichen Bildung und Mobilität der Jugendlichen – Eine Investition in die Zukunft Europas“ wurde anlässlich des 20-jährigen Bestehens des VRE Eurodyssee-Programmes in Besançon veranstaltet. In Referaten hochrangiger Politiker und in Form von Runden Tischen mit Vertretern von Behörden, der Unternehmenswelt, Forschern und Jugendvertretungen wurden Themen wie der Übergang von der Schule in die Arbeitswelt, europäische Mobilität der Jugendlichen als Schlüsselfaktor für die Eingliederung in den Arbeitsmarkt und der Dialog zwischen schul- und ausbildungspolitischen Entscheidungsträgern behandelt.

· Nach mehreren Jahren intensiver und schrittweiser Vorbereitung konnte die Idee der VRE einen stärkeren jugendbezogenen Aspekt zur geben in die Tat umgesetzt werden: bei der Hauptversammlung in Straßburg stellte sich das das VRE-Jugendteam den Mitgliedern vor. Das Jugendteam wird einerseits stärker die Belange der Jugend in die Arbeit der Kommissionen einbringen und anderseits die wichtige Schnittstelle zwischen Jugendlichen und Politikern ausbauen und vertiefen.

· Die 4. Jugend-Sommeruniversität in Mostar, die von 56 Jugendlichen aus 27 europäischen Regionen in 15 Ländern besucht wurde, widmete sich in einem einwöchigen, dynamischen Zusammentreffen dem vom Europarat initiierten « Europäischen Jahr für Demokratieerziehung ».

· Im Rahmen des alle zwei Jahre stattfindenden VRE-Wettbewerbs um die jugendfreundlichste Region Europas wurde 2005 das ungarische Komitat Veszprém unter 30 Bewerbern für seine Bemühungen im Bereich politische Bildung ausgezeichnet.

Kommission D hat sich mit seinem diesjährigen Arbeitsprogramm im Bereich Jugend in vorausschauender Weise mit dem Thema der Mobilität befasst. Die Europäische Kommission hat 2006 zum „Europäischen Jahr der Mobilität der Arbeitnehmer“ ernannt und unsere Kommission wird sich nächstes Jahr dafür einsetzen, dass die Prinzipien der Vielfalt und regionalen Kompetenz in diesem Feld gewahrt und weiterentwickelt werden.

Abschliessend möchte ich den Mitgliedern meiner Kommission für ihr Engagement in diesem Jahr danken und den Regionen Friaul-Julisch Venetien (I) und Franche-Comté (F) als Gastgeber unserer Kommissionssitzungen einen besonderen Dank aussprechen.
Gleichstellung von Mann und Frau

Tätigkeitsbericht von Michèle Sabban, Vorsitzende der Gruppe “Chancengleichheit“

Die Chancengleichheitsgruppe, unter dem Vorsitz der Frau Michèle SABBAN, Vizepräsidentin des Regionalrats Ile-de-France, ist für alle Mitgliedsregionen der VRE offen. In 2005 haben sich 29 von ihnen als aktive Mitglieder offiziell angemeldet. Aufbauend auf das Katalonien-Manifest und die Erklärung von Venedig, die von mehr als 40 Regionen angenommen und vom Präsidenten des Europäischen Rates, Herrn Valéry GISCARD D’ESTAING, dem Präsidenten der Europäischen Kommission, Herrn Romano PRODI, der Kommissarin Viviane REDDING und zahlreichen europäischen Parlamentariern begrüßt wurde, hat die VRE Chancengleichheitsgruppe in 2005 ihre Tätigkeiten fortgesetzt und kam im Mai 2005 in Paris zu einer Sitzung zusammen.

Die Gruppe erneuerte ihre Absicht, die Regionen in die Chancengleichheitsfragen einzubeziehen. 20 Regionalvertreter aus 9 europäischen Staaten diskutierten ihre bereits erfolgreich abgeschlossen oder gegenwärtig laufenden Aktivitäten in Bezug auf die Chancengleichheit. Sie tauschten auch ihre Ansichten über die Erwartungen an die VRE Chancengleichheitsgruppe aus und einigten sich auf folgende zukünftige Arbeitsschwerpunkte:

· 4 Hauptthemen :

· Bildung und berufliche Ausbildung, weil die stärksten Vorurteile in früher Kindheit verfestigt werden;

· Wirtschaft, weil die Gleichstellung nicht ohne finanzielle Unabhängigkeit zu erreichen ist;

· Gewalt, weil sie immer noch alltäglich stattfindet, was nicht tolerierbar ist;

· Migration und Prostitution.
· Umfrage über die Verteilung von männlichen und weiblichen gewählten Vertretern in den regionalen Verwaltungsstrukturen der VRE Mitgliedsregionen. Auflistung der laufenden oder geplanten Projekte in den Regionen und Schaffung einer Beobachtungsstelle der europäischen Regionen für Chancengleichheit.
Die Chancengleichheitsgruppe startete im September 2005 eine Umfrage über die Verteilung von männlichen und weiblichen gewählten Vertretern in den regionalen Verwaltungsstrukturen. Die Ergebnisse werden es der Gruppe ermöglichen, durch einen Vergleich mit den Daten aus 1997 und 2002 aktuelle Trends aufzuzeigen. Zudem wurde jede Region gebeten, ein Formular mit relevanten Daten auszufüllen über alle Maßnahmen, die zur Förderung der Chancengleichheit in den Regionen ergriffen wurden. Darauf aufbauend soll, bei entsprechender Finanzlage, eine echte Beobachtungsstelle der Europäischen Regionen für Chancengleichheit geschaffen werden. Diejenigen Regionen, die die zwei Fragebögen noch nicht beantwortet haben sollten, sind herzlich eingeladen, diese so schnell wie möglich an das Generalsekretariat zu senden (s.cools@a-e-r.org).

· Organisation der "4. Konferenz der Europäischen Regionen über die Chancengleichheit".

Den internationalen Konferenzen in Turin (1997), Barcelona (2002) und Venedig (2003) folgt die 4. Konferenz in Schweden, das vor kurzem vom Weltwirtschaftsforum (WEF) zum Land mit der weltweit grössten Chancengleichheit (World’s Most Equal Country) ernannt wurde. Die Konferenz wird am 10. März  2006  in Kiruna stattfinden, unmittelbar nach dem Internationalen Frauentag (8. März). Die Gruppe dankt der Norrbotten Region für ihre freundliche Einladung und begrüßt die Tatsache, dass der Schwedische Minister für Chancengleichheit eingeladen wird, sowie die Mitglieder der Europäischen Kommission, die ihre Arbeit zur Chancengleichheit und ihr Programm 2007, dem Europäischen Jahr der Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen, präsentieren werden.

Alle VRE Mitglieder sind eingeladen, den 10. März in ihren Agendas zu vorzumerken. Anmeldeformulare sind im Generalsekretariat erhältlich. Alle weitere Informationen bekommen  Sie über das VRE Büro in Brüssel: s.cools@a-e-r.org.

Erfahrungsaustausch, Stärkung der interregionalen Zusammenarbeit

und Förderung der Eigenentwicklung der Regionen
Tätigkeitsbericht des VRE Centurio/Interreg IIIC Programms

Zielsetzungen

· Stärkung der interregionalen Kooperation und des Erfahrungsaustausches zwischen europäischen Regionen

· Unterstüzung der Beteiligung der Regionen an der EU-Kohäsionspolitik im Rahmen der Ziel-1- und Ziel-2-Politiken

· Förderung des sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Zusammenhalts in Europa

· Verbesserung und Unterstüzung der Eigenentwicklung der Regionen in drei ausgewählten Bereichen der Zusammenarbeit

· Gewährleistung des gegenseitigen Kennenlernens der Partner und Stärkung ihrer Verwaltungsleistung

· Förderung der Einrichtung eines langfristig angelegten Netzwerkes und Sicherstellung der Dauerhaftigkeit des Unternehmens

Komponenten

· Management und Koordinierung

· Nachhaltiger Qualitätstourismus

· Umweltschutz

· Wirtschaftliche und soziale Entwicklung
· Centurio Disseminationskonferenzen und 'Brücken'-Aktivitiäten
Partnerschaften

· Interregionale Netzwerke von 48 europäischen Regionen

· Teilnehemer aus den 25 EU-Mitgliedsstaaten und Drittstaaten
· 22 Partnerschaften (bilateral und multilateral) in 3 Schlüsselbereichen
Wichtigste ergebnisse im jahr 2005

· Kontinuierlieche Koordinierung des Centurio Programmes durch zwei aus zwei Partnerregionen entsandte Mitarbeiter (Hajdu-Bihar und Oberösterreich) 

· Zweite Disseminationskonferenz am 5. Mai 2005 in Ponta Delgada (Azoren, Portugal) zum Thema “Nachhaltige Entwicklung fördern: Aus den Erfahrungen der Regionen lernen”

· Gesamtteilnehmerzahl: 94; Centurio: 14 von 20 beteiligten Ländern, 19 von 49 beteiligten Regionen, 15 von 22 beteiligten Partnerschaften (teilweise oder insgesamt vertreten), 35 Centurio Delegierte

· Sitzung des Centurio-Lenkungsausschusses, Treffen der Centurio Partnerregionen, Partnerschaftstreffen

· 13 Präsentationen zu den Themen: Öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP), Umweltschutz, das regionale Wirtschaftspotential und die Humanresourcen,  nachhaltiger Qualitätstourismus

· Dritte Disseminationskonferenz am 13./14. Oktober 2005 in Kolding (Vejle, Dänemark) zum Thema “Von Centurio lernen – Centurio Workshop”

· Gesamtteilnehmerzahl: 39; Centurio: 7 von 20 beteiligten Ländern, 14 von 48 beteiligten Regionen, 12 von 22 beteiligten Partnerschaften (teilweise oder insgesamt vertreten), 30 Centurio Delegierte

· Sitzung des Centurio-Lenkungsausschusses, Treffen der Centurio Partnerregionen, Partnerschaftstreffen

· 9 Präsentationen von Experten und Partnerregionen sowie in den thematischen Workshops 

· Erstellung einer 8-seitigen Newsletter

· Partnerschaftsaktivitäten 

· 33 von 49 beteiligten Regionen (15 von 22 Partnerschaften)  haben teilgenommen und 17 Regionen waren Gastgeber

· 187 Tage an Austauschaktivitäten, 409 Veranstaltungen

· 133 Beamte von Gastgeberregionen, 51 Beamte von Gastregionen; 502 beteiligte Personen

· 37 Beispiele für beste Lösungen, 21 neue Projektideen, 7 gemeinsame Arbeitsgruppen

· Medienpräsenz: 18 Pressemitteilungen, 18 Artikel, 5 Newslettern, 4 Broschüren, 20 Internetseiten, 8 TV- oder Radio-Interviews

Enthusiasmus der jungen Menschen und Mitwirkung der Partnerregionen

Tätigkeitsbericht des Eurodyssee Programms

Eurodyssee war das erste europaweite Austauschprogramm für junge Menschen und ist bis heute ein besonders effektives Instrument für autonome politische Maßnahmen der Regionen zugunsten der beruflichen Bildung der Jugendlichen und Jugend-Beschäftigung. Mit gegenwärtig 25 Partnerregionen (
), bleibt Eurodyssee eine der konkretesten VRE Maßnahmen für die Einwohner ihrer Mitgliedsregionen. Dies Jahr feiert das Programm seinen 20. Jahrestag.

Das Programm hat zum Ziel, die Eintrittschancen junger Europäer im Alter von 18 bis 30 Jahren in den Arbeitsmarkt durch den Erwerb von Berufserfahrung im Ausland und ggf. die Verbesserung ihrer Sprachkenntnisse zu verbessern. Es erlaubt jungen Menschen aus den Mitgliedsregionen, sich mit den sozioökonomischen Realitäten anderer Regionen vertraut zu machen, und hilft ihnen somit sich in das europäische Wirtschaftsgefüge einzugliedern. Des Weiteren wird jungen Menschen aus den Eurodyssee-Partnerregionen durch das Programm ein positives Bild ihrer eigenen Region vermittelt, die ihnen nahe steht, sich mit ihrer Zukunft auseinandersetzt und sich entschieden dem übrigen Europa öffnet.

Darüber hinaus ist Eurodyssee ein perfektes Beispiel für regionale Selbstverwaltung und das praktizierte Subsidiaritätsprinzip. Eurodyssee Praktika werden ohne jegliche Beteiligung nationaler oder europäischer Behörden von den gastgebenden Regionen organisiert und finanziert. Durch seinen hohen Grad an Flexibilität und das Vermeiden unnötiger Bürokratie stellt das Programm ein ausgezeichnetes Kosten-Nutzen-Verhältnis dar. All das wäre jedoch nicht möglich ohne den beträchtlichen Einsatz der verschiedenen regionalen Organisatoren des Eurodyssee-Programms, denen die VRE ihren aufrichtigen Dank ausdrückt.

Auf dem alljährlich stattfindenden Forum haben diese regionalen Organisatoren die Gelegenheit, ihre Erfahrungen untereinander auszutauschen und die Zukunft des Programms zu diskutieren. Beim letzten Forum (Besançon, Franche-Comté – F, 15. September 2005) zogen die Mitgliedsregionen Bilanz von 20 Jahren interregionaler Zusammenarbeit, die tausenden von jungen Menschen die Möglichkeit geboten hat, ihren Geist zu öffnen und ihre Fähigkeiten zu verbessern. Sie diskutierten auch über Lösungsmöglichkeiten für Probleme, die bei der Durchführung des Programms entstehen können. Das Forum wurde dieses Jahr von einer internationalen Konferenz “Internationale Ausbildung und Mobilität für junge Menschen, eine Herausforderung für die Europäischen Regionen” gefolgt, die mehr als 200 Teilnehmer aus 70 Regionen und von den Europäischen Institutionen versammelte. Die Konferenz zeigte den politischen Entscheidungsträgern und den in diesem Bereich auf der Regionalebene tätigen Beamten die realen Vorteile für junge Menschen und Firmen wenn sie ihre Horizonte international erweitern. Viele der Regionen äußerten ihr Interesse für das Programm in 2005, und 8(
) haben ein Beitrittsverfahren zum Programm eingeleitet.

Eurodyssee Sekretariat 

Stéphane COOLS (VRE – Büro Brüssel)

E-mail: eurodyssee.dri.dgre@mrw.wallonie.be

Website : www.eurodyssee.net
“Die Brücke überqueren – Willkommen in Europa”

Tätigkeitsbericht der VRE Sommerschule und Jugend-Sommerschule

Die 10. VRE Sommerschule und 4. Jugend-Sommerschule fanden vom 28. August – 3. September 2005 unter dem Titel ‘Die Brücke überqueren – Willkommen in Europa’ in Mostar, Bosnien und Herzegowina, statt. Insgesamt nahmen dieses Jahr 160 Vertreter regionaler Verwaltungen aus 50 verschiedenen Regionen und 22 europäischen Ländern teil. Die Veranstaltung bot eine hervorragende Gelegenheit für Politiker, Beamte und junge Menschen aus ganz Europa einander zu begegnen und Erfahrungen und beste Lösungen zu den Fragen von gemeinsamem Interesse auszutauschen.

Sommerschule  2005: Aufbauen auf 10 Jahre Erfolg

Das Thema der Sommerschule 2005 war 'Regionen als Motoren wohlhabender und integrativer Gesellschaften'. Während der einwöchigen Arbeiten beschäftigten die Teilnehmer sich mit zwei Schlüsselfragen: erstens die Rolle der Regionen in der Wirtschaftsentwicklung und, zweitens, die Förderung der kulturellen Vielfalt durch regionale Demokratie.

Die Teilnehmer profitierten von der Erfahrung einer großen Auswahl von Vortragenden und Moderatoren mit politischem und akademischem Hintergrund. Die VRE hat sich besonders über die Mitwirkung internationaler Organisationen wie der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), der Europäischen Kommission und  des Europarates gefreut.

Zusätzlich zu den Vorträgen und der Teilnahme an Workshops hatten die Teilnehmer auch die Möglichkeit, örtliche Projekte wie z. B. die Agentur für regionale Wirtschaftsentwicklung und ein lokales Gründerzentrum zu besuchen. Die Teilnehmer konnten somit das Konzept der regionalen Wirtschaftsentwicklung im spezifischen Kontext von Bosnien und Herzegowina nachvollziehen.

Jugend-Sommerschule: Bürgerschaft und Vielfalt feiern

70 junge Menschen im Alter zwischen 18 und 24 Jahren waren von Regionen aus 14 europäischen Staaten für die Teilnahme an der 4. Jugend-Sommerschule nominiert worden. Diese junge Menschen waren in der Hauptsache von Jugendparlamenten und Bürgerorganisationen in ihren Heimatregionen entsandt worden.

Die einwöchigen Arbeiten der Jugend-Sommerschule beschäftigten sich mit dem Thema ‘Aktive Bürgerschaft und Jugend in einem multikulturellen Europa’. Junge Menschen kommt eine Schlüsselrolle im Aufbau eines multikulturellen Europas zu, in dem die Bürger aus verschiedenen Ländern, verschiedenen Verhältnissen, unterschiedlicher Glaubensrichtungen und Volkszugehörigkeiten zusammen leben und arbeiten. Die Teilnehmer der Jugend-Sommerschule untersuchten, was der Begriff Bürgerschaft für junge Menschen in Europa heute bedeutet. Sie überlegten auch, wie Jugendliche ihre Identität und Überzeugungen bilden und wie junge Europäer sich selbst definieren.

Die Teilnehmer haben an einer Auswahl interaktiver Maßnahmen teilgenommen, wie beispielsweise einem Rollenspiel zu aktiver Bürgerschaft, bei dem sie erfahren haben, wie man sich als nationaler Delegierter bei einer internationalen Konferenz fühlt, in der man die Positionen seines Staates zu Schlüsselfragen verteidigt. Außerdem fanden in einer Reihe von Workshops fruchtbare Diskussionen zu Themen wie ‘Jugend und Religion’, ‘Jugend und Sexualität’ sowie ‘Jugend, Alkohol und Drogen’ statt. In den abschließenden Bewertungen am Ende der Jugend-Sommerschule wurden diese Workshops besonders hoch eingestuft.

In Reaktion auf die Rückmeldungen vorangegangener Jugend-Sommerschulen, in denen die Jugendlichen ihrer Sorge über das mangelnde Interesse der Politiker an ihrer Meinung Ausdruck gegeben hatten, wurde ein neues VRE Jugendteam gegründet. Während der diesjährigen Jugend-Sommerschule wurden sieben junge Teilnehmer in das Jugendteam gewählt, das direkt an den Arbeiten aller vier VRE-Kommissionen beteiligt werden wird. Die Zielsetzung des Jugendteams ist es zu gewährleisten, dass Jugendthemen und –belange in alle Arbeitsbereiche der VRE integriert werden.

Am Abschlusstag trafen die Teilnehmer beider Sommerschulen zusammen, um ihre Ergebnisse zusammenzufassen. Die Sommerschulen gipfelten in einer Feier der kulturellen Vielfalt, bei der regionale Musikkünstler und Tänzer ihr reiches Kulturerbe zeigten.

Die Sommerschule und Jugend-Sommerschule 2006 werden in der rumänischen Region Maramures stattfinden.

� - Brüssel-Hauptstadt, Wallonien (B), Istrien (HR), Champagne-Ardenne, Franche-Comté, Ile de France, Limousin, Poitou-Charentes, Rhône-Alpes (F), Baden-Württemberg (D), Akershus (N), Açores, Madeira (P), Caras-Severin, Harghita, Hunedoara, Tulcea (RO), Castilla y León, Katalonien, Murcia, Valenzia (E), Jura, Tessin, Wallis (CH), Adjara (GE).


� - Andalusien (E), Brasov (RO), Kantabrien (E ), Friaul Julisch Venetien (I), Sofia (BG), Varazdin (HR), Vojvodina (SCG), Zagreb (HR).





